
Notstand als 
Entschuldigungsgrund

Ein Lenker wurde im Zu-
ge einer routinemäßigen
Fahrzeugkontrolle angehal-
ten. Dabei wurde festge-
stellt, dass sein im Pkw mit-
fahrender, sechsjähriger und
130 cm großer Sohn auf
dem vorderen Beifahrersitz
saß und ohne Sitzerhöhung
lediglich mit dem serien-
mäßigen Sicherheitsgurt ge-
sichert war. Der Lenker
wurde zu einer Atem-
alkoholuntersuchung an Ort
und Stelle aufgefordert und
über das Erfordernis einer
15-minütigen Wartefrist in
Kenntnis gesetzt. Dagegen
wandte sich der Lenker un-
ter Hinweis auf seine Ab-
sicht, seine Bekannte vom
Bahnhof abzuholen. Er ver-
wies auf eine für seine Be-
kannte im Bahnhofsbereich
mögliche Gefährdung. Seine
Bekannte habe ihn von
ihrem Mobiltelefon aus um
Hilfe gebeten, da sie im Zug
von einer unberechenbar
wirkenden Frau belästigt
worden sei, die sie auch
nach Verlassen des Zuges
verfolgen könnte. Daraufhin
verließ der Lenker mit sei-
nem Sohn zu Fuß den Ort
der Amtshandlung, um ein
Taxi zu rufen und mit die-
sem seine Bekannte abzuho-
len.

Der Beschwerdeführer
wurde mit Straferkenntnis
für schuldig befunden, die
Kontrolle der Atemluft ver-
weigert und es unterlassen
zu haben, für eine der Größe
und dem Gewicht des Kin-
des entsprechende Rückhal-
tevorrichtung zu sorgen. Es
wurden Geldstrafen ver-
hängt.

Der Berufung wurde kei-
ne Folge gegeben und auch

die VwGH-Beschwerde ab-
gewiesen: Der Verwaltungs-
gerichtshof hat erwogen,
dass jeder, der zu einer Un-
tersuchung der Atemluft
aufgefordert werde, sich
dieser zu unterziehen habe.
Ein Lenker habe weiters
dafür zu sorgen, dass Kin-
der, die kleiner als 150 cm
sind, bis zur Vollendung des
14. Lebensjahres in Kraft-
wägen nur befördert wer-
den, wenn dabei geeignete,
der Größe und dem Gewicht
entsprechende Rückhalte-
einrichtungen verwendet
werden.

Der Beschwerdeführer
bestritt nicht, die Taten be-
gangen zu haben, doch
machte er geltend, dass die
ihm vorgeworfenen Hand-
lungen durch Notstandsitua-
tionen entschuldigt seien:

Bezüglich des Unterlas-
sens der Verwendung einer
entsprechenden Rückhalte-
vorrichtung führte der Len-
ker aus, er habe in einem

zuvor besuchten Gasthaus
eine Auseinandersetzung
mit randalierenden Jugend-
lichen gehabt. In der Hektik,
schnell von dort weg zu
kommen, habe er Probleme
beim Anschnallen am rück-
wärtigen Kindersitz gehabt
und sein Kind daher am
Beifahrersitz positioniert.

„Nach der ständigen hg.
Rechtsprechung kann unter
Notstand nur ein Fall der
Kollision von Pflichten und
Rechten verstanden werden,
in dem jemand sich oder ei-
nen anderen aus schwerer
unmittelbarer Gefahr einzig
und allein dadurch retten
kann, dass er eine im Allge-
meinen strafbare Handlung
begeht“, erwog der VwGH
und erläuterte weiters: „Es
gehört zum Wesen des Not-
standes, dass die Gefahr in
zumutbarer Weise nicht in
anderer Art als durch die
Begehung der objektiv straf-
baren Handlung zu beheben
und die Zwangslage nicht

selbst verschuldet ist.“ Vor
diesem rechtlichen Hinter-
grund sei das Vorliegen von
Notstand in den in Rede ste-
henden Fällen nicht anzu-
nehmen.

Zur Beförderung ohne
entsprechende Rückhalte-
einrichtung stellte der
VwGH fest: „Der Be-
schwerdeführer selbst be-
hauptet keinen Sachverhalt,
aus dem sich eine schwere
unmittelbare Gefahr für sich
und seinen Sohn am Park-
platz vor dem Gasthof erge-
ben hätte, wenn er vor-
bringt, er habe annehmen
müssen, dass sich die Ju-
gendlichen noch immer in
der Nähe des Gasthofes auf-
gehalten hätten.“ Selbst
wenn man diesen Sachver-
halt als Notstand wertete,
vermag der Beschwerdefüh-
rer dem Argument, spätes-
tens nach Verlassen des
Parkplatzes hätte er seinen
Sohn am Kindersitz am
Rücksitz anzuschnallen ge-
habt, nur entgegenzuhalten,
er „hätte wohl kaum in der
Dunkelheit auf einer befah-
renen Straße anhalten kön-
nen, um seinen Sohn am
rückwärtigen Kindersitz an-
zuschnallen.“ Damit hat der
Lenker es aber unterlassen,
bei erster Gelegenheit nach
Wegfall des Notstandes den
rechtmäßigen Zustand wie-
der herzustellen, dies wäre
spätestens nach Verlassen
des Gasthausparkplatzes,
somit jedenfalls vor Errei-
chen des 600 m entfernten
Ortes der Verkehrskontrolle,
der Fall gewesen. 

„Aber auch der hinsicht-
lich der Bekannten festge-
stellte Sachverhalt ist nicht
geeignet, als Notstandsitua-
tion gewertet zu werden“,
führt das Höchstgericht wei-
ter aus: Alleine in der
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Kinder, die kleiner als 150 cm sind, müssen bis zur 
Vollendung des 14. Lebensjahres mit einer geeigneten, der
Größe und dem Gewicht entsprechenden Rückhalteeinrichtung
gesichert werden.

Straßenverkehr und Recht
Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofs zu den Themen Notstand als Entschuldigungsgrund 

und Verpflichtung zur Mitwirkung an der Sachverhalts-Feststellung bei Verkehrsunfällen.



„Belästigung“ bzw. „Verfol-
gung“ läge ohne weiterge-
hende Bedrohung schon
mangels Intensität der
Handlungen kein Notstand.
Anhaltspunkte für eine Hil-
feleistungsmöglichkeit aus-
schließlich durch den Be-
schwerdeführer fänden sich
nicht.

VwGH 2007/02/0251, 
25.6.2008

Sachverhaltsfeststel-
lung bei einem Unfall

Ein Lenker wurde für
schuldig befunden, nach ei-
nem Verkehrsunfall, an dem
er ursächlich beteiligt gewe-
sen sei, entgegen § 4 Abs. 1
lit. c StVO bei der Unfaller-
hebung falsche Angaben ge-
macht zu haben, wodurch
die Erhebungen wesentlich
erschwert worden seien. Es
wurde eine Geldstrafe von
200 Euro verhängt.

In der Begründung führte
die Behörde aus, der Be-
schwerdeführer habe an der
Unfallstelle eine andere Per-
son als Lenker des –
tatsächlich von ihm selbst
gelenkten – unfallbeteiligten
Fahrzeugs angegeben. Diese
bewusst unrichtigen Anga-
ben hinsichtlich der Lenker–
eigenschaft hätten die Auf-
klärung des Sachverhalts
durch die Exekutive wesent-
lich erschwert.

Der Verwaltungsge-
richtshof erörterte zunächst
das Vorbringen des Len-
kers, die belangte Behörde
habe mit Änderung der Tat-
zeit um eine halbe Stunde
eine unzulässige Auswechs-
lung der Tat vorgenommen.
„Mit diesem Vorbringen
übersieht der Beschwerde-
führer, dass bei einer Über-
tretung nach § 4 Abs. 1 lit. c
StVO die Angabe der Zeit
des Unfalls als Tatzeitpunkt
ausreicht“, stellte das
Höchstgericht fest. Für eine
nähere zeitliche Umschrei-
bung des vorgeworfenen
Verhaltens bestehe kein

Rechtsschutzbedürfnis (vgl.
VwGH 25.9.1991, Zl.
91/02/0033). Eine Präzisie-
rung der Tatzeit durch den
Bescheid verletze den Be-
schwerdeführer daher in
keinem Recht.

Sodann brachte der Len-
ker vor, die Bestrafung ste-
he mit dem Verbot, sich
selbst belasten zu müssen,
in Widerspruch. Eine allge-
meine Aussagepflicht, wie
sie für Zeugen bestehe, sei
von § 4 Abs. 1 lit. c StVO
nicht umfasst. Eine leugnen-
de Verantwortung sowie die
Behauptung, nicht am Un-
fall beteiligt gewesen zu
sein, stellten keine Übertre-
tung dar.

„Damit verkennt der Be-
schwerdeführer den Gegen-
stand der Bestrafung“,
meinte der VwGH und prä-
zisierte: „Er wurde nicht
dafür bestraft, keine oder ei-
ne leugnende Verantwor-
tung betreffend seine Betei-
ligung am Verkehrsunfall
abgegeben zu haben – eine
derartige Bestrafung wäre
tatsächlich nicht zulässig
gewesen (vgl. VwGH
28.1.1985, Zl. 85/18/0008,
und VwGH 18.1.1991, Zl.
90/18/0207)) – sondern
dafür, fälschlicherweise eine
andere Person als Fahr-
zeuglenker vorgeschoben zu
haben.“

Die Verpflichtung des §
4 Abs. 1 lit. c StVO reiche
laut VwGH jedenfalls so
weit, als es zur Feststellung
von Sachverhaltselementen,
insbesondere zur Sicherung
von Spuren am Unfallsort,
aber auch zur Person des be-
teiligten Fahrzeuglenkers
erforderlich sei, was voraus-
setze, dass vom tatsächli-
chen Lenker nicht eine an-
dere Person als Lenker vor-
geschoben werde, auf den
sich die Ermittlungen zur
Person richteten. Die Be-
schwerde wurde als unbe-
gründet abgewiesen. 

VwGH 2007/02/0157
9.10.2007

Valerie Kraus
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